
Satzung  

§ 1 Name, Sitz, Eintragung, Geschäftsjahr 
(1)  Der  Verein führt  den Namen: Lebendige Inklusion -  Verein zur  Förderung des
Zusammenlebens von Menschen mit und ohne Behinderung e.V.
(2) Sitz des Vereins ist Hückeswagen.
(3) Der Verein soll in das Vereinsregister eingetragen werden. Nach der Eintragung
führt er den Namenszusatz „e.V.“.
(4) Das Geschäftsjahr ist das Kalenderjahr.

§ 2 Zweck des Vereins, Gemeinnützigkeit
(1) Zweck des Vereins ist die Behindertenhilfe
(2) Der Satzungszweck wird insbesondere verwirklicht durch 

 Förderung  und  Betrieb  von  Projekten  und  Lebens,-  Wohn,-  und
Arbeitsgemeinschaften,  die  sich der  Umsetzung des Inklusionsgedankens im
Sinn der  UN-Behindertenrechtskonvention  in  der  Behindertenhilfe  verpflichtet
haben.

 Mildtätige Unterstützung und Betreuung von Menschen mit Behinderung.
 Schaffung von Wohn- und Arbeitsgelegenheiten für behinderte Menschen.

 
(3) Der Verein verfolgt ausschließlich und unmittelbar gemeinnützige und mildtätige
Zwecke im Sinne des Abschnitts „Steuerbegünstigte Zwecke“ der Abgabenordnung.

(4) Der Verein ist selbstlos tätig; er verfolgt nicht in erster Linie eigenwirtschaftliche
Zwecke. Die Mittel  des Vereins dürfen nur für satzungsgemäße Zwecke verwendet
werden. Die Mitglieder erhalten keine Zuwendung aus den Mitteln des Vereins. Es
darf  keine Person durch Ausgaben,  die  dem Zweck des Vereins fremd sind,  oder
durch  unverhältnismäßig  hohe  Vergütungen  begünstigt  werden.  Tätigkeiten
ehrenamtlich wirkender Personen können jährlich mit je einer Ehrenamtspauschale
bis zum gültigen steuerfreien Höchstsatz vergütet werden.

§ 3 Erwerb der Mitgliedschaft
(1)  Mitglied  des  Vereins  kann  jede  natürliche  Person  werden,  die  seine  Ziele
unterstützt.  Es  gibt  Vollmitglieder mit  Stimmrecht  und  Fördermitglieder  ohne
Stimmrecht. 

(2) Über den schriftlich gestellten Antrag auf Aufnahme in den Verein als Vollmitglied
entscheidet  die  Mitgliederversammlung.  Über  den  Antrag  auf  Aufnahme  als
Fördermitglied entscheidet der Beirat. 

§ 4 Beendigung der Mitgliedschaft
(1)  Die  Mitgliedschaft  endet  mit  dem Tod des  Mitglieds,  durch  freiwilligen Austritt,
durch Ausschluss.

(2) Der Austritt eines Mitglieds (Voll- oder Fördermitgliedschaft) ist jederzeit möglich.
Er erfolgt durch schriftliche Erklärung gegenüber dem Beirat.

(3)  Ein Mitglied  kann  wegen  vereinsschädigendem  Verhalten  aus  dem  Verein
ausgeschlossen  werden.  Dem  Vollmitglied  ist  unter  Bekanntgabe  der  erhobenen



Vorwürfe Gelegenheit zur Stellungnahme zu geben. Über den Ausschluss entscheidet
die Mitgliederversammlung mit ¾ Mehrheit mit sofortiger Wirkung.
Eine Fördermitgliedschaft kann mit Eil-Beschluss des Beirates ruhend gestellt werden.
Über den endgültigen Ausschluss entscheidet die nächste Mitgliederversammlung mit
¾ Mehrheit mit sofortiger Wirkung. 

(4) Ein Mitglied kann wegen fehlender Zahlungen des Mitgliedsbeitrages vom Beirat
oder Vorstand ausgeschlossen werden. Bei einem ausstehenden Beitrag erfolgt eine
erste und eine zweite Zahlungsaufforderung mit jeweils 2 Wochen Abstand per Mail
oder Post.  Geht innerhalb dieses Zeitraumes keine Beitragszahlung ein,  endet die
Mitgliedschaft. Alles weitere regelt die aktuelle Beitragsordnung.

§ 5 Beiträge
Die Mitglieder haben einen Jahresbeitrag zu zahlen. Die Höhe des Jahresbeitrages
wird von der Mitgliederversammlung bestimmt.  Es gilt die aktuelle Beitragsordnung,
die in der Mitgliederversammlung verabschiedet wurde.

§ 6 Organe des Vereins
Die Organe des Vereins sind:

 die Mitgliederversammlung

 der Beirat

 der hauptamtliche Vorstand 

§ 7 Mitgliederversammlung
(1) Die Mitgliederversammlung als das oberste beschlussfassende Vereinsorgan ist
grundsätzlich für alle Aufgaben zuständig, sofern bestimmte Aufgaben gemäß dieser
Satzung nicht einem anderen Vereinsorgan übertragen wurden.

(2) Die Mitgliederversammlung findet nach Bedarf, mindestens aber einmal jährlich
statt.  Sie  wird  von  dem/der  Beiratsvorsitzenden  oder  seinem  Stellvertreter:innen
einberufen und geleitet.

(3)  An  Stelle  einer  Mitgliederversammlung  nach  Abs.  1  kann  eine  virtuelle
Mitgliederversammlung  einberufen  werden.  Die  virtuelle  Mitgliederversammlung  ist
gegenüber der präsenten Mitgliederversammlung nach Abs. 1 nachrangig. Der Beirat
entscheidet  hierüber  nach seinem Ermessen und  teilt  dies  den Mitgliedern  in  der
Einladung mit.
Virtuelle Mitgliederversammlungen finden per Video statt. Die sonstigen Bedingungen
der  virtuellen  Mitgliederversammlung  richten  sich  nach  den  allgemeinen
Bestimmungen über die Mitgliederversammlung. Eine virtuelle Mitgliederversammlung
über die Auflösung des Vereins ist unzulässig.

(4)  Eine  außerordentliche  Mitgliederversammlung  ist  einzuberufen,  wenn  es  das
Vereinsinteresse erfordert oder die Einberufung von 30 Prozent der Vereinsmitglieder
schriftlich und unter Angabe des Zwecks und der Gründe verlangt wird.

(5) Die Mitgliederversammlung wird vom Beirat unter Einhaltung einer Frist von zwei
Wochen  per  E-mail  unter  Mitteilung der  Tagesordnung einberufen.   Die  Einladung



erfolgt  an die  zuletzt  gemeldete E-mail  Adresse des Mitglieds.  Liegt  keine E-Mail-
Adresse vor, muss die zuletzt mitgeteilte postalische Adresse genutzt werden.

(6) Bis vor Beginn der Mitgliederversammlung können Dringlichkeitsanträge gestellt
werden. Über die Aufnahme in die Tagesordnung ist eine Mehrheit von drei Vierteln
der abgegebenen Stimmen erforderlich. Nicht als Dringlichkeitsanträge aufgenommen
werden  können  Anträge  mit  folgenden  Inhalten:  Satzungsänderungen,  Abberufung
des Beirates oder Beschlüsse mit finanziellen Auswirkungen für die Mitglieder.

(7)  Der  Mitgliederversammlung  wird  insbesondere  die  Jahresrechnung  und  der
Jahresbericht zur Beschlussfassung über die Genehmigung und die Entlastung des
Vorstandes und des Beirates vorgelegt.  Die Entlastung des Vorstandes erfolgt  auf
Empfehlung des Beirates.
Die  Mitgliederversammlung  bestellt  einen  sachkundigen  externen  Dritten  (z.B.
Steuerberater/in), um den Jahresabschluss  einmal im Jahr zu erstellen. Der Vorstand
berichtet über das Ergebnis vor der Mitgliederversammlung.
Des Weiteren bestellt die Mitgliederversammlung zwei Kassenprüfer, die weder dem
Vorstand noch einem vom Beirat berufenen Gremium angehören, um die Barkasse
des  Vereins  mind.  einmal  im  Jahr  zu  prüfen  und  über  das  Ergebnis  vor  der
Mitgliederversammlung zu berichten. 

(8) Jede ordnungsgemäß einberufene Mitgliederversammlung ist beschlussfähig ohne
Rücksicht auf die Zahl der erschienenen Vereinsmitglieder. Jedes Vollmitglied hat eine
Stimme.  Das  Stimmrecht  ist  nicht  übertragbar.  Wird  die  Versammlung  online
abgehalten/übertragen,  steht  eine  mit  elektronischen  Kommunikationsmitteln
abgegebene Stimme der persönlichen Stimmrechtsausübung gleich.

(9)  Soweit  die  Satzung  nichts  anderes  bestimmt,  entscheidet  die
Mitgliederversammlung mit einfacher Mehrheit  der abgegebenen gültigen Stimmen.
Stimmenthaltungen bleiben außer Betracht. Bei Stimmengleichheit gilt ein Antrag als
abgelehnt.

(10) Für die Änderung der Satzung – einschließlich der Änderung des Vereinszwecks
- sind ¾ der abgegebenen Stimmen der Mitgliederversammlung erforderlich.
Satzungsänderungen,  die  von  Aufsichts-,  Gerichts-  oder  Finanzbehörden  aus
formalen Gründen verlangt werden, kann der  Beirat von sich aus vornehmen. Diese
Satzungsänderungen  müssen  allen  Vereinsmitgliedern  alsbald  schriftlich  mitgeteilt
werden. Sie bedürfen keiner weiteren Abstimmung durch die Mitgliederversammlung. 

(11) Über den Verlauf der Mitgliederversammlung ist von einem bei der Versammlung
bestimmten Protokollführer eine Niederschrift anzufertigen, aus der Ort, Zeit, Anzahl
der  anwesenden  Mitglieder,  die  gefassten  Beschlüsse,  der  genaue  Wortlaut  des
geänderten Satzungstextes und die Abstimmungsergebnisse hervorgehen.

(12)  Das  Protokoll  ist  durch  den  Versammlungsleiter  und  den  Protokollführer  zu
unterschreiben.

§ 8 Beirat
(1) Der Beirat besteht aus mind. 3 max. 5 Mitgliedern, davon soll max. ein Mitglied
Elternteil/rechtliche Betreuung, max. ein Mitglied Mitarbeiter/in sein.



(2) Die Mitgliederversammlung entscheidet über die Wahl, Abwahl und Entlastung des
Beirates und genehmigt die Geschäftsordnung des Beirates.

(3) Die Mitglieder des Beirates werden auf die Dauer von 2 Jahren gewählt.  Eine
Wiederwahl ist möglich. Die jeweils amtierenden Beiratsmitglieder bleiben nach Ablauf
ihrer Amtszeit so lange im Amt, bis ihre Nachfolger gewählt sind.

(4) Die Mitglieder des Beirates werden durch die Mitgliederversammlung grundsätzlich
im Rahmen einer Einzelwahl gewählt. Die Mitgliederversammlung kann beschließen,
dass  eine  Blockwahl  zulässig  ist.  Auf  Antrag  eines  Mitgliedes  kann  die  Wahl  in
geheimer Form durchgeführt werden.

(5) Der Beirat wählt aus dem Kreis seiner Mitglieder eine/n Vorsitzende/n und einen 
Stellvertreter/in.

(6)  Im  Falle  eines  Ausscheidens  eines  Beiratsmitgliedes  können  die  verbliebenen
Beiratsmitglieder bis zur nächsten Mitgliederversammlung ein Ersatzmitglied berufen.

(7) Zu den Aufgaben des Beirats gehören: 

a) Überwachung der Einhaltung der in der Satzung formulierten Aufgaben des 
Vereins 

b) die Überwachung der Tätigkeit des Vorstands. Der Beirat kann die Bücher und
Schriften  des  Vereins  sowie  die  Vermögensgegenstände,  namentlich  die
Vereinskasse und Bestände an Wertpapieren und Waren, einsehen und prüfen.
Er kann damit auch einzelne Mitglieder oder für bestimmte Aufgaben besondere
Sachverständige beauftragen.

c) Bestimmung und Abberufung der Vorstandsmitglieder

d) Entscheidung über Beschwerden, die gegen den Vorstand erhoben werden

e) Genehmigung der Vergütung des Vorstandes

f) Genehmigung der Geschäftsordnung für den Vorstand und Beirat

g) Informationspflicht an Vollmitglieder bei Änderungen der Geschäftsordnung des 
Beirates 

h) Empfehlung an die Mitgliederversammlung zur Entlastung des Vorstandes

i) Festsetzung von Ort, Zeit und Tagesordnung der Mitgliederversammlung

j) Einladung der Mitgliederversammlung

k) Beschlüsse über die Aufnahme von Fördermitgliedern des Vereins, Eil-
Beschlüsse über das Ruhen von Fördermitgliedschaften sowie Entgegennahme 
von Austrittserklärungen.

(8) Aufgaben des Vorstands können dem Beirat nicht übertragen werden.

(9) Der Beirat kann Sitzungen auch als Video- oder Telefonkonferenzen durchführen 
und dort Entscheidungen treffen und Beschlüsse fassen.

(10) Bei den Dienstverträgen der Vorstandsmitglieder mit dem Verein vertritt der Beirat
den  Verein  gegenüber  den  Vorstandsmitgliedern  durch  zwei  Beiratsmitglieder
gemeinsam, die an die Weisungen des Beirats gebunden sind.



(11) Die Beiratsmitglieder können eine im Verhältnis zu ihren Aufgaben angemessene
Entschädigung erhalten, die von der Mitgliederversammlung festgelegt wird und die
Höhe der Ehrenamtspauschale nach § 3 Nr. 26a EStG nicht überschreitet.

(12)  Die  Beiratsmitglieder  haften  nur  bei  vorsätzlichen  oder  grob  fahrlässigen
Sorgfaltspflichtverletzungen; im Falle einer Inanspruchnahme durch Dritte haben sie
insoweit einen Freistellungsanspruch gegen den Verein.

§9 Hauptamtlicher Vorstand
(1) Der Vorstand ist hauptamtlich und besteht aus mindestens 2, maximal 3 Personen.

(2) Der Verein wird durch die Mitglieder des Vorstands gerichtlich und außergerichtlich
vertreten. Je zwei Vorstandsmitglieder sind gemeinsam vertretungsberechtigt. 

(3) Die Mitglieder des Vorstandes werden vom Beirat bestimmt.

(4) Mitglieder des Vorstands haben Anspruch auf eine ihrer Tätigkeit angemessene
Vergütung.

(5) Vorstandssitzungen finden mindestens einmal im Quartal sowie nach Bedarf statt.
Die  Einladung  erfolgt  durch  ein  Vorstandsmitglied  mündlich  oder  per  E-mail.
Vorstandssitzungen  sind  beschlussfähig,  wenn  satzungsgemäß  eingeladen  wurde.
Beschlüsse  sind  schriftlich  niederzulegen.  Die  Vorstandssitzungen  können  auch
virtuell per Video stattfinden.

(6) Der Vorstand fasst seine Beschlüsse im Konsens. Sollte kein Konsens  gefasst
werden können, ist der Beirat zur Beratung hinzuziehen.
Ein Vorstandsbeschluss kann außerhalb einer Sitzung fernmündlich, in Textform oder
auf  anderen Wege der elektronischen Kommunikation, einschließlich Telefonat und
Videokonferenz, gefasst werden.

(7)  Dem Vorstand  obliegt  die  Führung  der  laufenden  Geschäfte  des  Vereins.  Die
Geschäftsführungsbefugnis  bezieht  sich  nur  auf  solche  Handlungen,  die  der
gewöhnliche Betrieb des Unternehmens mit sich bringt.
Der Vorstand ist in seiner Vertretungsmacht durch den Zweck des Vereins beschränkt.
Im Übrigen ergeben sich die Rechte und Pflichten aus dem Gesetz, der Satzung, der
Geschäftsordnung,  dem  Geschäftsführervertrag,  den  Beschlüssen  der
Mitgliederversammlung sowie des Beirates.

Der Vorstand hat des Weiteren folgende Aufgaben: 

a) Aufstellen von Jahresplan und Jahresabschluss
b) Fachaufsicht über die Arbeitsbereiche des Vereins
c) die Einstellung und Entlassung von Angestellten.

Geschäfte,  die  über  den  gewöhnlichen  Geschäftsbetrieb  der  Gesellschaft
hinausgehen,  darf  der  Vorstand  nur  mit  vorheriger  Zustimmung  des  Beirates
vornehmen. Dazu gehören insbesondere:



a) der Erwerb und die Veräußerung sowie die Belastung von Grundstücken,
b) die Vornahme von erheblichen Veränderungen an Gebäuden,
c) die Errichtung und Auflösung von Betriebsstätten, 
d) der Erwerb und die Veräußerung von Beteiligungen,
e) die Eingehung von Verbindlichkeiten von im Einzelfall über EUR 10.000,00 sowie
die Übernahme von Bürgschaften.

Für  ein  einzelnes  Rechtsgeschäft  können  die  vertretungsberechtigten
Vorstandsmitglieder jeweils durch Beschluss des Beirates von den Beschränkungen
des § 181 BGB  befreit werden.

(8) Alles weitere regelt die Geschäftsordnung.

§ 10 Auflösung des Vereins
(1) Die Auflösung des Vereins entscheidet die Mitgliederversammlung.

(2)  Für  den  Beschluss,  den  Verein  aufzulösen,  ist  eine  ¾  Mehrheit  der  in  der
Mitgliederversammlung anwesenden Mitglieder erforderlich. Der Beschluss kann nur
nach rechtzeitiger Ankündigung in der Einladung zur Mitgliederversammlung gefasst
werden.

(3) Bei Auflösung oder Aufhebung des Vereins oder bei Wegfall  steuerbegünstigter
Zwecke  fällt  das  Vermögen  des  Vereins  an  den  Verein  „Noh  Bieneen“  e.V.
Wipperfürth, der es ausschließlich und unmittelbar für gemeinnützige Zwecke in der
Behindertenhilfe zu verwenden hat.

§ 11 Liquidation des Vereins
Die Liquidation erfolgt durch den letzten eingetragenen Vorstand gemeinschaftlich, es
sei denn die Mitgliederversammlung beschließt etwas anderes. Die Bekanntgabe der
Liquidation gemäß §50 BGB erfolgt im Remscheider General-Anzeiger.

§12 Salvatorische Klausel
Sofern einzelne Bestimmungen dieser Satzung unwirksam sind oder werden, soll die
Wirksamkeit der übrigen Bestimmungen der Satzung nicht berührt werden. Für diesen
Fall  soll  die  nichtige  Bestimmung der  Satzung  durch  eine  rechtsgültige  Regelung
ersetzt  werden,  die  dem  angestrebten  Zweck,  soweit  als  möglich,  entspricht.  In
gleicher Weise ist im Wege der ergänzenden Vertragsauslegung zu verfahren, sofern
sich  bei  der  Durchführung  der  Satzung  herausstellt,  dass  die  Satzung  eine
ergänzungsbedürftige Lücke enthält.

Hückeswagen, den 18.09.2022


